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Protokoll der Arbeitsgruppe „Erfahrungen und Probleme beim Aufbau der 
Oberstufen“

Vertreten waren KollegInnen von (seit 2009) neu aufgebauten Oberstufen, von ehemaligen
Sek.-II-Zentren, die jetzt ebenfalls Oberschul-Oberstufe sind, sowie Eltern vom ZEB.

Nach einer Vorstellungsrunde wurden zunächst per Kartenabfrage positive Ressourcen, 
„Baustellen“/Nachteile und Ideen/Visionen gesammelt (s. Foto).

In der anschließenden Diskussion über die Konsequenzen wurden folgende Anliegen und 
Forderungen erarbeitet:

Position zu der überregional laufenden Diskussion über die Wiedereinführung von 
Gy 9:

Im Bremer Schulgesetz ist die besondere Schulart des Gymnasiums mit der Konzentration
von leistungsstarken SchülerInnen („über Regelstandard“) zwecks Verkürzung der 
Schulzeit auf Gy 8 begründet. Insofern widerspricht die Wiedereinführung von Gy 9 dem 
Schulgesetz. Sollte durch politische Initiativen nach dem Ende des „Bremer Schulfriedens“
eine Revision erfolgen, so wären an die Gymnasien dieselben Forderungen zu stellen wie 
an die Oberschulen: Sie müssen inklusive Schulen werden (einschließlich LSV) und alle 
Abschlüsse vergeben.

Position zur Einführungsphase:

Die E-Phase der GyO war ein Ergebnis der Zweigleisigkeit des Zugangs von Gy-
SchülerInnen aus dem 9. und Gesamt- bzw. RealschülerInnen aus dem 10. Jahrgang, 
damals zu einem Zeitpunkt, als ein Großteil der Zugänge aus den Gy-Klassen der 
Schulzentren kam. Mit dem neuen Schulgesetz ist die Begründung für diese Konstruktion 
zum Teil hinfällig. Ihre Nachteile sind erheblich. Für viele SchülerInnen bedeuten sie einen 
Lerngruppenwechsel nach einem Jahr. Die Lehrpläne sind so konstruiert, dass die 
methodischen Grundlegungen für den wissenschaftspropädeutischen Unterricht in der 
Qualifikationsphase oft erst im 12. Jahrgang vorgesehen sind. Hier ist eine Revision 
angesagt, die einen durchgängigen dreijährigen Bildungsgang schafft.

Ressourcen und Standorte:

Durch den Doppeljahrgang waren die Oberstufen 2009-2012 extrem belastet. Die neuen 
Oberstufen erhielten keine Anschubfinanzierung. 2012 wurden die Personalkapazitäten 
gekürzt. Der jetzt durchlaufende „Null-Jahrgang“ muss als Chance genutzt werden, durch 
Frequenzsenkung diese Kürzungen auszugleichen. Frequenzsenkungen sind auch 
notwendig, damit kein Standort Profile verliert oder ganz geschlossen werden muss. 
Ohnehin können die kleinen neuen Oberstufen nur wenige Profile anbieten. Ein vielfältiges
Fächerangebot ist nur durch Kooperation in regionalen Verbünden abzusichern. Die 
Benachteiligung der Oberschulen ohne Oberstufe kann nicht durch die Gründung neuer 
kleiner Oberstufen beseitigt werden. Die stadtweiten Jahrgangsbreiten der GyO lassen 
dies nicht zu. Die Alternative sind Verbünde mit der Zuordnung mehrerer Oberschulen zu 
den Oberstufen in der Region. Hierzu bedarf es einer Initiative der Bildungsbehörde, evtl. 
auch einer Novellierung des Schulgesetzes.
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